
 

Dringlicher Antrag  

der Fraktion der SPD 

betreffend Abschiebungen nach Afghanistan 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n :  
 
1.  Der Hessische Landtag fordert die hessische Landesregierung und insbesondere den hes-

sischen Innenminister auf, in der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren 
der Länder und gegenüber dem Bundesinnenminister darauf hinzuwirken, dass Abschie-
bungen, insbesondere Sammelabschiebungen, nach Afghanistan bis auf Weiteres nicht 
stattfinden.  

 
2.  Der Landtag stellt fest, dass es in Afghanistan zum gegenwärtigen Zeitpunkt keine siche-

ren Regionen gibt, in die Menschen abgeschoben werden könnten. 
 
3. Der Hessische Landtag fordert den Innenminister auf, sich für eine Änderung der 

Rechtslage einzusetzen.  
 
 
Begründung: 

Erfolgt mündlich. 
 
 
Wiesbaden, 15. Dezember 2016 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 
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